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Zwischenberichte 

§ 87. (1) Ein Emittent von Aktien oder Schuldtiteln hat einen Halbjahresfinanzbericht über die ersten sechs 
Monate des Geschäftsjahres unverzüglich, spätestens jedoch zwei Monate nach Ablauf des Berichtszeitraums zu 
veröffentlichen und sicherzustellen, dass dieser Bericht mindestens fünf Jahre lang öffentlich zugänglich bleibt. 
Der Halbjahresfinanzbericht umfasst: 

 1. einen verkürzten Abschluss; 

 2. einen Halbjahreslagebericht; 

 3. Erklärungen, in denen die gesetzlichen Vertreter des Emittenten unter Angabe ihres Namens und ihrer 
Stellung versichern, 

 a) dass der in Einklang mit den maßgebenden Rechnungslegungsstandards aufgestellte verkürzte 
Abschluss nach bestem Wissen ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
des Emittenten oder der Gesamtheit der in die Konsolidierung einbezogenen Unternehmen vermittelt; 

 b) dass der Halbjahreslagebericht ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage 
bezüglich der nach Abs. 2 geforderten Informationen vermittelt. 

(2) Ist der Emittent nicht verpflichtet, einen Konzernabschluss aufzustellen, hat der verkürzte Abschluss 
zumindest eine verkürzte Bilanz, eine verkürzte Gewinn- und Verlustrechnung sowie einen erläuternden Anhang 
zu umfassen. Bei der Aufstellung der verkürzten Bilanz und der verkürzten Gewinn- und Verlustrechnung hat 
der Emittent dieselben Ansatz- und Bewertungsgrundsätze wie bei der Aufstellung des Jahresfinanzberichts 
zugrunde zu legen. Ist der Emittent verpflichtet, einen Konzernabschluss aufzustellen, so ist der verkürzte 
Abschluss nach Maßgabe der gemäß der VO 1606/2002/EG übernommenen IFRS für die 
Zwischenberichterstattung aufzustellen. 

(3) Wurde der Halbjahresfinanzbericht geprüft, so ist der Bestätigungsvermerk in vollem Umfang 
wiederzugeben. Gleiches gilt für den Bericht über die prüferische Durchsicht durch einen Abschlussprüfer. 
Wurde der Halbjahresfinanzbericht weder einer vollständigen Prüfung noch einer prüferischen Durchsicht durch 
einen Abschlussprüfer unterzogen, so hat der Emittent dies in seinem Bericht anzugeben. Für die Haftung des 
Abschlussprüfers, der eine prüferische Durchsicht vornimmt, gelten die §§ 275 Abs. 2 UGB, 62a BWG und 82 
Abs. 8 VAG sinngemäß. 

(4) Der Halbjahreslagebericht hat zumindest wichtige Ereignisse während der ersten sechs Monate des 
Geschäftsjahres und ihre Auswirkungen auf den verkürzten Abschluss anzugeben; er hat ferner die wesentlichen 
Risiken und Ungewissheiten in den restlichen sechs Monaten des Geschäftsjahres zu beschreiben. In den 
Halbjahreslageberichten haben die Emittenten von Aktien zumindest die folgenden Geschäfte als wesentliche 
Geschäfte mit nahe stehenden Unternehmen und Personen offen zu legen: 

 1. Geschäfte mit nahe stehenden Unternehmen und Personen, die während der ersten sechs Monate des 
aktuellen Geschäftsjahres stattgefunden haben und die die Finanzlage oder das Geschäftsergebnis des 
Unternehmens während dieses Zeitraums wesentlich beeinflusst haben; 
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 2. alle Veränderungen bei den Geschäften mit nahe stehenden Unternehmen und Personen, die im letzten 
Jahresfinanzbericht dargelegt wurden und die die Finanzlage oder das Geschäftsergebnis des 
Unternehmens während der ersten sechs Monate des aktuellen Geschäftsjahres wesentlich beeinflusst 
haben könnten. 

Ist der Emittent von Aktien nicht verpflichtet, einen konsolidierten Abschluss zu erstellen, so hat er zumindest 
die Geschäfte mit nahe stehenden Unternehmen und Personen offen zu legen, auf die in Artikel 43 Absatz 1 
Nummer 7 Buchstabe b der Richtlinie 78/660/EWG Bezug genommen wird. 

(5) Die FMA hat den von der Europäischen Kommission gemäß Art. 27 Abs. 2 bis 2c der RL 2004/109/EG 
erlassenen Komitologiebestimmungen entsprechend durch Verordnung 

 1. festzulegen, unter welchen technischen Voraussetzungen ein veröffentlichter Halbjahresfinanzbericht 
einschließlich einer Bestätigung über die prüferische Durchsicht durch einen Abschlussprüfer öffentlich 
zugänglich bleiben muss; 

 2. zu präzisieren, welcher Art die prüferische Durchsicht durch einen Abschlussprüfer ist; 

 3. festzulegen, welche Angaben die verkürzte Bilanz, die verkürzte Gewinn- und Verlustrechnung sowie 
der erläuternde Anhang dazu mindestens enthalten müssen, wenn sie nicht nach Maßgabe der gemäß der 
VO 1606/2002/EG übernommenen IFRS aufgestellt werden. 

(6) Für den Fall, dass ein Emittent von Aktien keine Quartalsberichte nach Maßgabe der gemäß der VO 
1606/2002/EG übernommenen IFRS erstellt, hat er Zwischenmitteilungen des Vorstandes über das erste und das 
dritte Quartal des Geschäftsjahres unverzüglich zu veröffentlichen, spätestens jedoch sechs Wochen nach Ablauf 
des Berichtszeitraums. Die Zwischenmitteilung umfasst jedenfalls: 

 1. eine Erläuterung der wesentlichen Ereignisse und Transaktionen, die in dem betreffenden Zeitraum 
stattgefunden haben, und ihre Auswirkungen auf die Finanzlage des Emittenten und der von ihm 
kontrollierten Unternehmen; 

insbesondere ist hier, soweit für das Unternehmen wesentlich, auf Auftragslage, Entwicklung der 
Kosten und Preise, Zahl der Arbeitnehmer sowie Investitionen einzugehen; 

 2. eine allgemeine Beschreibung der Finanzlage und des Geschäftsergebnisses des Emittenten und der von 
ihm kontrollierten Unternehmen im betreffenden Zeitraum sowie die Aussichten der Gesellschaft für das 
laufende Geschäftsjahr. 


